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Von der Gerategebihr zur Betriebsstattenabgabe —
Fragen und Antworten zum neuen Rundfunkbeitrag

aus kommunaler Sicht

Zum 1. Januar 2013 wird die bisherige gerateabhéan-
gige Rundfunkgebuhr durch einen gerdteunabhan-
gigen Rundfunkbeitrag abgeldst. MaBgeblich fir die
Bemessung der kommunalen Rundfunkbeitragspflicht
sind dann Art und Anzahl von Betriebsstatten und
Kraftfahrzeugen. Ob an diesen sogenannten Orten der
potenziellen Mediennutzung tatsachlich Rundfunk-
gerate bereitgehalten werden, ist damit unerheblich.
Der folgende Fragen- und Antwortenkatalog informiert
die kommunalen Beitragsschuldner Gber das neue
Regelwerk.

| KONZEPTIONELLE UND
RECHTLICHE GRUNDLAGEN
DER BEITRAGSBEMESSUNG

Die  Gesetzesdnderung
geht auf einen Beschluss
der Ministerprasiden-
tenkonferenz vom Okto-
ber 2006 in Bad Pyr-
mont zurlck, mit dem
die  Rundfunkkommis-

I. Warur cowrde
das Kundfzink-
3e5¢?/7renrec/if
novelliert?

sion beauftragt wurde, ein Alternativkonzept zur Finan-
zierung des offentlich-rechtlichen Rundfunks zu erarbei-
ten. Dem Beschluss lag die Uberzeugung zugrunde, dass
eine Abkehr von der gerdteabhangigen GebUhrenerhe-
bung erforderlich war, weil angesichts der Konvergenz der
Empfangsgerate ein strukturelles Erhebungs- und Voll-
zugsdefizit drohte. Damit ist gemeint, dass eine zuneh-
mende Zahl von insbesondere mobilen Geratetypen zum
Rundfunkempfang (auch Uber das Internet) geeignet
ist und dass eine gerateabhéngige Gebilhrenerhebung
daher nur mit erheblichem Verwaltungsaufwand und ent-
sprechendem Ermittlungsdruck zulasten der Gebudhren-
schuldner maoglich ist. Vor diesem Hintergrund soll das
neue Finanzierungssystem auch die gesamtgesellschaft-
liche Akzeptanz verbessern.

Aufgrund eines Eckpunktepapiers der Rundfunkkom-
mission hat die Ministerprasidentenkonferenz Ende 2010
einen Staatsvertrag zur EinfUhrung eines gerdteunabhan-
gigen Rundfunkbeitragsmodells beschlossen, der nach-
folgend ratifiziert wurde und Anfang 2013 in Kraft tritt.

Die Grundséatze der Bei-

2. S 15¢

g wea //. tragserhebung  enthalt
le rec/itlic /e der  Rundfunkbeitrags-
6fa”d/aﬂe des staatsvertrag ~ (RBeiStV,

necten Kuitnd—
£ anéée/iragé 4

siehe Anhang), der durch
Art. 1 und Art. 7 Abs. 2
des 15.
derungsstaatsvertrags
(RAndStV) am 1. Januar 2013 in Kraft gesetzt wird. Durch
Art. 6 des 15. RAndStV wird auch der Rundfunkfinan-
zierungsstaatsvertrag (RFinStV) gedndert, der in § 8 die
Hohe des Rundfunkbeitrags auf monatlich 17,98 Euro
festsetzt. Als Auslegungshilfe der einschlagigen Vertrag-
stexte dient die amtliche Begriindung zum 15. RAndStV.
Der Staatsvertrag wurde durch Ratifizierung in den jewei-
ligen Landesparlamenten zu geltendem Landesrecht. Der

Rundfunkan-

Wortlaut des 15. RAndStV ist zusammen mit der amt-
lichen Begriindung auf der Internetseite der Staatskanz-
lei Rheinland-Pfalz unter www.rlp.de/ministerpraesident/
staatskanzlei/medien/ veroffentlicht.

In Abkehr von der bis-
herigen

3. Wel ches
Konzept //egi

geratebezo-
genen Gebilhrenbemes-

der necten sung knupft der RBeiStV

ﬁnanz/‘eran35 - die Abgabenpflicht an
5}/558/)7 bestimmte Raumein-
zaﬂrande 4 heiten als Orte der poten-

ziellen  Mediennutzung.

Diese Raumeinheiten
sind im privaten Bereich Wohnungen; im fur die Kommu-
nen relevanten nicht privaten Bereich kommt es auf Art
und Anzahl der Betriebsstatten und Kraftfahrzeuge an.
UnmaBgeblich sind somit Art und Anzahl der zum Rund-
funkempfang geeigneten Geréate. Auch die Tatsache, dass
in einer Betriebsstatte oder einem Kraftfahrzeug im Ein-
zelfall gar kein Empfangsgerat vorhanden ist, befreit nicht

von der Beitragspflicht.
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Entsprechend dem neuen

4. ie hoch /st
der necte Kuitnd-

#2 an%éeiz‘rag 7

Bemessungskonzept wird
die Unterscheidung zwi-
schen neuartigen und her-
Rundfunk-
empfangsgerdten  sowie

kédmmlichen

zwischen Grund- und Fernsehgebthr aufgehoben. § 8
RFinStV setzt die Hohe eines ganzen Rundfunkbeitrags auf
monatlich 17,98 Euro fest, was der seit Anfang 2009 gel-
tenden Gebuhr fir Fernsehgeréate entspricht. Dieser Grund-
beitrag reduziert oder erhoht sich nach MaBgabe des § 5
RBeiStV.

Il DIE KOMMUNEN ALS BEITRAGS-

SCHULDNER
Das neue Regelwerk
5. Welche .
zur  Beitragsbemessung
Kompminalen unterscheidet  zwischen
Ennc//z‘angen dem privaten Bereich

gemaB §§ 2 ff RBeiStV
und dem nicht privatem
Bereich gemaB §§ 5, 6
RBeiStV. Der nicht pri-
vate Bereich umfasst

Sind e/genSZfdn—
a’{ge Be/‘z‘ra35 -
sche/dner?

neben privatwirtschaftlichen Unternehmen alle juristi-
schen Personen, auch Hoheitstrdger einschlieBlich der
kommunalen Gebietskorperschaften. Eine generelle
Privilegierung zugunsten 6ffentlicher, kommunaler oder
gemeinnutziger Einrichtungen ist nicht vorgesehen.
Beitragsschuldner sind die Kommunen in ihrer Funk-
tion als Inhaber von Betriebsstatten (§ 5 Abs. 1 S. 1
RBeiStV, hierzu Fragen 8 ff) und Kraftfahrzeugen (§ 5
Abs. 2 S. 1 Nr. 2 RBeiStV, hierzu Fragen 13, 14). Als Inha-
ber einer Betriebsstatte definiert § 6 Abs. 2 S. 1 RBeiStV
die natirliche oder juristische Person, die die Betriebs-
statte im eigenen Namen nutzt oder in deren Namen die
Betriebsstatte genutzt wird, wobei die Eintragung in eines
der in § 6 Abs. 2 S. 2 RBeiStV genannten Register die
Vermutung der Inhaberschaft begriindet. Inhaber eines
Kraftfahrzeugs ist gemaB § 6 Abs. 2 S. 3 RBeiStV derje-
nige, auf den das Kraftfahrzeug zugelassen ist.
Kommunale Einrichtungen sind somit eigenstandige
Beitragsschuldner, soweit sie eine eigene Rechtsper-
sonlichkeit haben (juristische Personen des 6ffentlichen
oder des Privatrechts). Im Hinblick auf nicht rechts-
fahige kommunale Einrichtungen, die zugleich beitrags-
pflichtige Betriebsstatten sind oder innehaben, ist der
Beitragsschuldner die jeweilige Kommune als juristische
Person (Kdrperschaft) des o¢ffentlichen Rechts. Vor die-
sem Hintergrund dirfte es sich empfehlen, dass die

rundfunkrechtlichen Auskunftspflichten (siehe hierzu
Frage 20) durch die jeweils beitragspflichtige Einrichtung
erfullt werden. So kénnen Verwaltungs- und Kostenver-
antwortung zusammengefihrt und nicht zuletzt Doppel-
meldungen vermieden werden. Dies gilt insbesondere
fur die Bearbeitung der Antwortbtgen der GEZ. Die unter
www.rundfunkbeitrag.de/service/infomaterialien-und-for-
mulare.shtml veroffentlichten spezifischen Antwortbogen
werden allerdings von der GEZ auch an nicht rechtsfa-
hige Einrichtungen der jeweiligen Kategorie (zum Beispiel
Schulen) versandt (zur GEZ siehe Frage 18).

MaBgeblich sind nicht die

G- %t)e)- &ld Eigentumsverhaltnisse,
Belz‘l‘aﬁé" sondern der rundfunkbei-
sSchuldner £2ir tragsrechtliche  Inhaber-
Betriebsstidden, |begiff. Es kommt somit

darauf an, ob die jeweilige
Betriebsstatte im Namen

die Korirmunen

(eZ‘a)a a/s \/e/--—
mieler) anderen
Nedzern Liber-
lassen?

der Kommune genutzt
wird (s. § 6 Abs. 2S. 1, 2
RBeiStV, hierzu Frage 5).

Beitragsschuldner  flr
Raumeinheiten, die eine
Kommune als Wohnung
zur Verflgung stellt, ist gemaB § 2 Abs. 1, 2 RBeiStV der
jeweilige Bewohner. Allerdings nimmt § 3 Abs. 2 RBeiStV
vom Wohnungsbegriff bestimmte Beherbergungsstaten
(zum Beispiel Internate, Pflegeheime und Krankenhau-
ser) aus, die somit nach MaBgabe der §§ 5, 6 RBeiStV als
beitragspflichtige kommunale Betriebsstatten in Betracht
kommen.

Auch im Hinblick auf Raumeinheiten, die Kommunen
zu Nicht-Wohnzwecken zur Verfligung stellen, insbeson-
dere vermieten, ist Beitragsschuldner derjenige, der die
jeweilige Betriebsstatte im eigenen Namen nutzt. Kommu-
nale Einrichtungen wie etwa Sportstatten, die einer Vielzahl
von Nutzern (zum Beispiel Vereinen) zur zeitlich begrenz-
ten Nutzung offen stehen, durften der Kommune als Inha-
ber und somit als Beitragsschuldner zuzurechnen sein.

. . Auch insofern sind die
7 Wer 15t Bei-

Eigentumsverhaltnisse

irag§5c/7a/d— unerheblich;  entschei-
ner FLr Freside dend ist vielmehr, ob die
(aame/n/%z/z‘eh, Kommune die Raumein-

heiten im Sinne des § 6
Abs. 2 S. 1, 2 RBeiStV als
Betriebsstatteninhaber
nutzt (siehe Frage b).

die eine Konrr—
MU ( etewa als
Mieter) nwtzt?
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Il DIE BEITRAGSPFLICHTIGEN ,,ORTE
POTENZIELLER MEDIENNUTZUNG*

R . Derin § 6 Abs. 1 RBeiStV
- was 15T eine

. definierte  Begriff  der
Betriebsstidte Betriebsstatte  soll  den
Im rendfunk- wichtigsten Ort der poten-
ée/‘zfragérec/;z‘-— ziellen Mediennutzung im

nicht privatem Bereich
beschreiben. Abwei-
chend von § 12 der Abga-
benordnung erfasst der Betriebsstattenbegriff gemai § 6
Abs. 1 S. 1 RBeiStV ,jede zu einem eigenstandigen, nicht

lichen Sinne?

ausschlieBlich privaten Zweck bestimmte oder genutzte
ortsfeste Raumeinheit oder Flache innerhalb einer Raum-
einheit”. Die amtliche Begrindung umschreibt dies mit
»dreidimensional umbaute Raume und Betriebsflachen
innerhalb einer Raumeinheit”. Weiter wird dort ausge-
fihrt, dass Baustellen und Baucontainer fur den Bau-
unternehmer und die auf Baustellen tatigen Gewerke
keine Beitragspflicht auslésen; gleiches gelte fir Funk-
tionsrdume von Reinigungsfirmen an deren Einsatzort.

§ 6 Abs. 1 S. 3 RBeiStV stellt klar: ,Auf den Umfang
der Nutzung zu den jeweiligen nicht privaten Zwecken
sowie auf eine Gewinnerzielungsabsicht oder eine steuer-
liche Veranlagung des Beitragsschuldners kommt es
nicht an“. Die amtliche Begriindung erganzt, dass es fur
den Betriebstattenbegriff nicht auf die Nutzungsdauer
ankommt, verweist aber auf die Moglichkeit der tempo-
raren Stilllegung gemaB § 5 Abs. 4 S. 1 RBeiStV (siehe
hierzu Frage 16).

B Ll .E

| -HZEI CIRES

E/nhe/z‘//che Betriebsstatte bei e/nhe/t//chem Zweck

Aus dem Gesetzeszweck, die Orte potenzieller Medien-
nutzung zu erfassen, und aus der Bezugnahme der amt-
lichen Begrindung auf die menschliche Nutzung von
Raumeinheiten lasst sich schlieBen, dass der Betriebs-
stattenbegriff neben dem eigenstandigen Zweck auch
voraussetzt, dass sich in der fraglichen Raumeinheit
zumindest zeitweise potenzielle Mediennutzer aufhalten
(zu Betriebsstatten ohne Arbeitsplatz vgl. Frage 17).

Keine Betriebsstatten sind die dem privaten Bereich
zuzuordnenden Wohnungen im Sinne der §§ 2, 3 Abs. 1
RBeiStV, wohl aber die in § 3 Abs. 2 RBeiStV vom Woh-
nungsbegriff ausgenommenen Beherbergungsstatten
(siehe hierzu Frage 6).

9. Wann werden
mehrere Kattnr—
e/n/?e/‘z‘en P24

Zentrales Element des
Betriebsstattenbegriffs ist
der eigenstandige Zweck
im Sinne des § 6 Abs. 1

S. 1 RBeiStV. Je nach-
dem, ob kommunale Ein-
richtungen, die

erner Befr/‘eé\S -
SCille zetsar—

Mengef asst? raum-

lich  zusammenhdangen,
einem einheitlichen oder
jeweils  eigenstandigen
/wecken dienen, handelt es sich um eine einheitliche
oder jeweils eigenstandige Betriebsstatten. Zur Konkre-
tisierung des maBgeblichen Zweckbegriffs sind sowohl
der Gesetzeswortlaut als auch die amtliche Begriindung
wenig ergiebig.

Der fur die Begleitkommunikation zum neuen Rund-
funkbeitrag verantwortliche Stdwestrundfunk vertritt
in einem Informationstext fir Behorden — ohne dies zu
begrinden — die Auffassung, dass es hinsichtlich der
Eigenstandigkeit des Zwecks darauf ankomme, ob die
jeweiligen Einrichtungen ,auch von privater Hand oder in
der Form eines Kommunalunternehmens betrieben wer-
den kodnnen*. Die kommunalen Spitzenverbande legen
den Gesetzeswortlaut in dem Sinne aus, dass zusammen-
hangende Raumeinheiten eines kommunalen Beitrags-
schuldners (siehe Frage 5) einem einheitlichen offent-
lichen Zweck dienen. Flr diese Sichtweise spricht die
Tatsache, dass der RBeiStV innerhalb des nicht privaten
Bereichs Kommunen und Privatunternehmen gleich
behandelt. Denn flr zusammenhangende Raumeinheiten
eines Privatunternehmens durfte ein einheitlicher Zweck
unterstellt werden, ohne dass eine Binnendifferenzie-
rung nach Aufgabenbereichen (zum Beispiel Produktion,
Vertrieb oder Verwaltung) vorgenommen wird. Mangels
gesetzlicher Konkretisierung des Zweckbegriffs spricht
auch der verfassungsrechtliche Bestimmtheitsgrundsatz,
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der hoheitliche Eingriffe wie die Erhebung von Abgaben
unter den Vorbehalt hinreichend bestimmter Erméchti-
gungen stellt, fir eine weite Auslegung.

Folgt man der Auffassung des Stdwestrundfunks, so
dienen jedenfalls Raumeinheiten, etwa innerhalb eines
Rathausgebdudes, in denen ,reine Verwaltungstatig-
keiten ausgetbt werden”, einem einheitlichen Zweck. Als
Gegenbeispiele nennt der Studwestrundfunk ,,Radumlich-
keiten von selbststandigen offentlichen Einrichtungen der
Daseinsvorsorge (wie zum Beispiel Bibliothek, Schwimm-
bad, Einrichtung fur Behinderte, Kindergérten)®. So sei
ein stadtischer Kindergarten im Untergeschoss eines
Rathausgebadudes als eigenstédndige Betriebsstatte zu
erfassen.

Im Anschluss an die Betriebsstattendefinition heiBt
es in § 6 Abs. 1 S. 2 RBeiStV: ,Dabei gelten mehrere
Raumeinheiten auf einem Grundstlck oder auf zusam-
menhangenden Grundstiicken, die dem selben Inhaber
zuzurechnen sind, als eine Betriebsstatte®. Laut amtlicher
Begriindung setzt diese gemeinsame Erfassung voraus,
dass die Raumeinheiten dem gleichen Zweck im Sinne
von § 6 Abs. 1 S. 1 RBeiStV (s.0.) dienen.

GemaBR § 5 Abs. 1 RBeiStV

10- tie eoird bemisst sich die Hohe des
die Anzahl der fiir eine Betriebsstatte zu
Beéchdfilgen leistenden Rundfunkbei-
7 (ommana/en trags nach der Zahl der
Bez‘r/‘eé\ssfdfien Beschaftigen. Je nach
ernntte/t? Beschaftigtenzahl ist eine

zehnstufige  degressive

Staffelung von einem Drit-
tel des Rundfunkbeitrags (null bis acht Beschaftigte) bis
zu 180 Rundfunkbeitragen (20000 oder mehr Beschaf-
tigte) vorgesehen.

§ 6 Abs. 4 RBeiStV definiert die Beschéftigten als
»alle im Jahresdurchschnitt sozialversicherungspflichtig
Beschaftigten sowie Bediensteten in einem o&ffentlich-
rechtlichen Dienstverhaltnis mit Ausnahme der Auszubil-
denden®. Eine Beitragsreduktion fir Teilzeitbeschaftigte
findet laut amtlicher Begriindung nicht statt. Geringfiigig
Beschaftigte (sogenannte Minijobber auf 400-Euro-Basis)
werden aber ausdricklich vom Beschéaftigtenbegriff aus-
genommen. Da dies mit der Sozialversicherungsfreiheit
begrindet wird, dirften dahingegen Mitarbeiter in der
sogenannten Gleitzone bis 800 Euro sowie Beschéaftigte
mitzuzahlen sein, die sich im Rahmen des sogenannten
Blockmodells in der Freistellungsphase der Altersteilzeit
befinden. Im Hinblick auf den maBgeblichen Jahres-
durchschnitt muss die Beschéaftigtenzahl laut amtlicher

Begriindung nicht fur jeden Monat oder fur jedes Quartal
(vgl. § 7 Abs. 3 RBeiStV) ermittelt werden: ,In der Regel
wird es auf den Durchschnitt der Beschaftigtenzahl des
vorangegangenen Kalenderjahres ankommen. Ande-
rungen im Vergleich zum vorangegangenen Kalender-
jahr sind gemaB § 8 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 1 bis zum
31. Mérz eines Jahres anzuzeigen; diese Anderung wirkt
dann ab dem 1. April des jeweiligen Jahres (§ 8 Abs. 1
Satz 2 Halbsatz 2).“

Wenig ergiebig ist der Gesetzeswortlaut beztglich der
Frage, ob nur die beim Inhaber der jeweiligen Betriebs-
statte Beschéftigten zu erfassen sind. Relevant ist diese
Frage aus kommunaler Sicht vor allem im Hinblick auf
das Lehrpersonal, das im Landesdienst beschéftigt ist
und an kommunalen Schulen eingesetzt wird. Der Std-
westrundfunk hat — ohne dies zu begriinden — in einem
Schreiben an den DStGB die Position vertreten, dass
Lehrer der jeweiligen Schule als kommunaler Betriebs-
statte zuzurechnen seien. Die kommunalen Spitzenver-
bande vertreten die gegenteilige Auffassung und beru-
fen sich insofern auf die amtliche Begriindung (S. 26), in
der es heiBt: , Leiharbeitnehmer werden an der Betriebs-
statte ihres Arbeitgebers und nicht an der Betriebsstatte
des Entleihers erfasst.“ Auf Seite 25 nimmt die amtliche
Begriindung zudem ausdrtcklich Bau- und Reinigungs-
personal von der Erfassung an ihrem Einsatzort aus (siehe
Frage 8). Die genannten Passagen sind analogiefahig im
Hinblick auf das Lehrpersonal an kommunalen Schulen,
das somit dem jeweiligen Bundesland als Arbeitgeber
zuzurechnen ist.

Hervorzuheben ist auch die folgende Aussage der
amtlichen Begriindung (S. 26): , Arbeitnehmer desselben
Arbeitgebers mit mehreren oder wechselnden Einsatz-
orten werden nur einer Betriebsstatte zugeordnet.”
Es obliegt den Kommunen, in diesem Sinne die Mehr-
facherfassung von Beschaftigten zu vermeiden. Da der
Gesetzestext und die Begriindung insoweit keine Vor-
gaben machen, durfte ein gewisser Beurteilungsspiel-
raum in Hinblick auf die Zuordnung von Mitarbeitern
bestehen, die in mehreren Betriebsstatten arbeiten. Es
ist jedoch daran zu erinnern, dass auch fur Betriebsstat-
ten, denen keine Beschéftigten zuzuordnen sind, ein Drit-
tel des Rundfunkbeitrags erhoben wird. Die Zuordnung
von Beschaftigten mit wechselnden Einsatzorten zu einer
konkreten Betriebsstatte ist allerdings von Bedeutung
im Hinblick auf die Uberschreitung der Beitragsstufen
gemal § 5 Abs. 1 S. 2 RBeiStV (siehe Frage 10) und die
Beitragsbefreiung fur Betriebsstatten ohne eingerichteten
Arbeitsplatz (siehe hierzu Frage 17).
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I, WC&S ;s Ae/ Nicht als Wohrl1ung, "son—

dern als Betriebsstatten
Beheréergang\s—- gelten gemaB § 3 Abs. 2
stddten zu Nr. 5 RBeiStV ,Raumein-
Aead%an? heiten, die der vortber-

gehenden Unterbringung

in Beherbergungsstatten
dienen, insbesondere Hotel- und Gastezimmer, Ferien-
wohnungen, Unterkinfte im Seminar- und Schulungs-
zentren® (siehe Frage 6).

GemaB § 5 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 RBeiStV ist jeweils ein
Drittel des Rundfunkbeitrags zu entrichten vom , Inhaber
einer Betriebsstatte fur jedes darin befindliche Hotel- und
Géastezimmer und flr jede Ferienwohnung zur voriberge-
henden entgeltlichen Beherbergung Dritter ab der zweiten
Raumeinheit“. Die Beitragspflicht fir Beherbergungsstat-
ten soll der dort gegebenen Moglichkeit besonders inten-
siver Mediennutzung Rechnung tragen. Sie tritt neben die
Beitragspflicht der jeweiligen Betriebsstétte. Die amtliche
Begriindung stellt klar, dass die Beitragsfreiheit der ersten
Raumeinheit sowohl flr Hotel- und Géstezimmer als auch
fur Ferienwohnungen gilt. Weiter heifft es dort: ,Unter-
kunftsrdume in Bildungseinrichtungen, die an Teilnehmer
dort abgehaltener Bildungsveranstaltungen und nicht an
Dritte vermietet werden, sind keine Raumeinheiten im
Sinne von Nummer 1.“

GemaR § 6 Abs. 3 RBeiStV

12. Lneoiecoer gilt auch jedes zu gewerb-

sind Mot or- lichen Zwecken genutzte
schiffe bei- Motorschiff als Betriebs-
Z‘ragspﬁ/c/zz‘{g 7 statte. Nicht gewerblich

genutzt sind laut amt-

licher Begriindung solche
Schiffe, die zu gemeinnitzigen oder 6ffentlichen Zwecken
genutzt werden (zum Beispiel Polizei- oder Feuerwehr-
schiffe). Auf gewerblich genutzte Motorschiffe ist das fur
Betriebsstatten geltende Regelwerk einschlieBlich der Pri-

vilegierungstatbestdnde entsprechend anzuwenden. Dabei

durfte die Schiffsbesatzung regelméBig einer an Land
befindlichen Betriebsstatte zuzuordnen sein (vgl. Frage 10).

ey

—— = o= %

Beitragspflichtig nur bei gewerblicher Nutzung

Auch ohne Autoradio beitragspflichtig

GemaB § 5 Abs. 2 S. 1
Nr. 2 RBeiStV ist jeweils
des Rund-
funkbeitrags zu entrich-

13. Treorecoer
Sind KraftFratir-
zestge éeiz‘rczgé -

prlicttia?

ein  Drittel

ten ,vom Inhaber eines
Kraftfahrzeugs (Beitrags-
schuldner)  far  jedes
zugelassene Kraftfahrzeug, das zu gewerblichen Zwe-
cken oder einer anderen selbstandigen Erwerbstatigkeit
oder zu gemeinnitzigen oder offentlichen Zwecken des
Inhabers genutzt wird; auf den Umfang der Nutzung zu
diesen Zwecken kommt es nicht an“. Inhaber eines Kraft-
fahrzeugs ist derjenige, auf den das Kraftfahrzeug zuge-
lassen ist (§ 6 Abs. 2 S. 3 RBeiStV).

Auch im Hinblick auf Kraftfahrzeuge unterstreicht die
amtliche Begriindung die typisierende Betrachtungsweise,
nach der Raumeinheiten, in denen Ublicherweise eine
Rundfunknutzung stattfindet, die Beitragspflicht auslésen,
ohne dass es auf das Bereithalten eines Empfangsgerates
ankommt. Die neben die Beitragspflicht fir Betriebsstat-
ten tretende Kfz-Beitragspflicht wird mit der Moglichkeit
besonders intensiver Mediennutzung begrindet.

§ 5 Abs. 2S. 1 Nr. 2 RBeiStV definiert Kraftfahrzeuge als
»Personenkraftwagen, Lastkraftwagen und Omnibusse;
ausgenommen sind Omnibusse, die fur den o6ffentlichen
Personennahverkehr nach § 2 des Gesetzes zur Regio-
nalisierung des oOffentlichen Personennahverkehrs einge-
setzt werden®. Zur nédheren Eingrenzung der drei genann-
ten Fahrzeugklassen verweist die amtliche Begrindung
auf Anhang 2 der EU-Rahmenrichtlinie 2007/46/EG.
Wegen des Zulassungskriteriums sind stillgelegte sowie
solche Kraftfahrzeuge, die nach der Verordnung Uber die
Zulassung von Fahrzeugen zum StraBenverkehr keiner
Zulassung bedurfen, beitragsfrei, was etwa auf bestimmte
landwirtschaftliche oder Baufahrzeuge zutrifft.

Die Kfz-spezifische Beitragspflicht entsteht nicht fur
Dienstfahrten kommunaler Beschaftigter in Privatfahrzeu-
gen, weil diese nicht auf kommunale Einrichtungen zuge-
lassen sind. Im Ubrigen entfallt laut amtlicher Begriindung
die Beitragspflicht fir fremdnUtzige Fahrten im Privatwagen,
auch fur solche, fur die Fahrtkostenersatz gewahrt wird.
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IV DIE KOMMUNALRELEVANTEN
PRIVILEGIERUNGSTATBESTANDE

§ 5 Abs. 2 S. 2 RBeiStV

- Lrereceit befreit jeweils ein Kraft
Sind Kraf?- fahrzeug flr jede bei-
Fahr Zedge tragspflichtige Betriebs-
pr/‘w‘/egl‘erZ? statte desselben Inhabers
von der Kfz-Beitrags-
pflicht. ~ Die  amtliche

Begriindung unterstreicht die abstrakte Betrachtungs-
weise dieser Kfz-Beitragsbefreiung: ,Einer konkreten
Zuordnung oder gar Ummeldung eines Kraftfahrzeugs zu
einer beitragspflichtigen Betriebsstatte desselben Inha-
bers bedarf es hierzu nicht. Die Berechnung der Anzahl
beitragspflichtiger Kraftfahrzeuge erfolgt vielmehr, indem
die Anzahl beitragspflichtiger Betriebsstatten von der
Anzahl [der beitragspflichtigen] Kraftfahrzeuge desselben
Inhabers insgesamt abgezogen wird.“ Sofern die Anzahl
der Kfz die Anzahl der Betriebsstatten Ubersteigt, bewirkt
somit jede zusatzliche Betriebsstatte (mit eingerichtetem
Arbeitsplatz, s. hierzu Frage 17), fur die mit null bis acht
Beschaftigten nur ein Drittel-Beitrag zu entrichten ist (§ 5
Abs. 2 Nr. 1 RBeiStV, hierzu Frage 10), dass zwei Drittel-
Beitrage (Differenz zum ganzen Kfz-Beitrag) eingespart
werden.

Fur die beitragspflichtigen Kfz bleibt zu prifen, ob
diese auf eine Einrichtung zugelassen sind, die gemaB § 5
Abs. 3 RBeiStV privilegiert ist (s. hierzu Frage 15). Gege-
benenfalls ist gemaB § 5 Abs. 3 S. 2 RBeiStV die Kfz-Bei-
tragspflicht mit dem Betriebsstattenbeitrag abgegolten.
Nach der Rechtsauffassung der kommunalen Spitzen-
verbande gilt diese Befreiung von der Kfz-Beitragspflicht
auch fur solche nach Satz 1 privilegierten Einrichtungen,
die (etwa mit bis zu acht Beschéaftigten oder ohne einge-
richteten Arbeitsplatz) nur einen Drittel-Beitrag oder kei-
nen Beitrag zu entrichten haben. Voraussetzung ist aller-
dings, dass die jeweiligen Fahrzeuge nicht nur auf den
Inhaber der privilegierten Einrichtung, sondern auf die
Einrichtung selbst zugelassen sind. Eine Kommune kann
diese Voraussetzung erfiillen, indem Fahrzeuge einer pri-
vilegierten Einrichtung auf diese Einrichtung (nicht die
Kommune) zugelassen werden. In Betracht kommt dies
allerdings nur bei rechtsfahigen Einrichtungen wie etwa
einem eingetragenen Verein als Trager einer kommunalen
Feuerwehr. Laut amtlicher Begriindung gilt die Befrei-
ung der auf privilegierte Einrichtungen zugelassenen
Kraftfahrzeuge entsprechend, ,wenn eine Einrichtung
mehrere Betriebsstatten hat und die vorhandenen Kraft-
fahrzeuge nicht eindeutig zugeordnet werden kénnen®.

Werden zum Beispiel alle Feuerwehrfahrzeuge auf eine
Feuerwehr als gemaB § 5 Abs. 3 S. 1 Nr. 6 RBeiStV privi-
legierte Einrichtung zugelassen, so sind diese Fahrzeuge
ungeachtet der Zuordnung zu einzelnen Betriebsstatten
(Feuerwachen) beitragsfrei.

In § 5 Abs. 3 RBeiStV

5. Welche wird fur Betriebsstatten
,éoMML(nd/eh der dort genannten Ein-
Enr/c/'}fz/mgen richtungen die einheit-

Sind pr/\/f/eg/erz‘? liche Obergrenze von
einem  Rundfunkbeitrag
festgelegt. Eine Beitrags-
befreiung oder eine nied-

rigere Beitragspflicht, etwa fur Betriebsstatten mit bis zu

acht Beschaftigten geméaB § 5 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 RBeiStV

(siehe Frage 10), bleiben von dieser Begrenzung unbe-

rihrt. Ergebnisrelevant ist die Begrenzung auf einen

Rundfunkbeitrag daher nur im Hinblick auf Betriebsstat-

ten mit zwanzig oder mehr Beschaftigten. Zu beachten ist

aber die Beitragsbefreiung gemaB § 5 Abs. 3 S. 2 RBeiStV
fur alle Kraftfahrzeuge, die auf eine geméaB Satz 1 privi-

legierte Einrichtung zugelassenen sind (siehe Frage 14).

Insofern ist die Privilegierung der jeweiligen Einrichtung

auch fur Betriebsstatten mit bis zu 19 Beschaftigten von

Bedeutung.

Der Katalog privilegierter Einrichtungen gemaB § 5
Abs. 3 S. 1 RBeiStV umfasst zum einen bestimmte Zwe-
cke unabhéngig von ihrer Rechtsform und zum ande-
ren bestimmte Rechtsformen unabhangig vom Zweck.
Die GemeinnUtzigkeit im Sinne der Abgabenordnung ist
gemalB § b Abs. 3 S. 3 RBeiStV auf Verlangen nachzu-
weisen, soweit der jeweilige Privilegierungstatbestand
die Gemeinnutzigkeit voraussetzt. Dieser Nachweis gilt
gemaB § 14 Abs. 8 RBeiStV fur solche nach § 5 Abs. 3
RBeiStV privilegierten Einrichtungen als erbracht, die
Anfang 2013 nach § 5 Abs. 7 des alten Rundfunkgebih-
renstaatsvertrags befreit waren. Im Ubrigen ist der Nach-
weis durch Vorlage des Freistellungsbescheids zu erbrin-
gen, den das zustandige Finanzamt der gemeinnitzigen
Einrichtung ausstellt.

Da keine allgemeine Privilegierung zugunsten offent-
licher, kommunaler oder gemeinnUtziger Zwecke vorge-
sehen ist, muss im Hinblick auf jede kommunale Einrich-
tung gepruft werden, ob ein Privilegierungstatbestand
einschlagig ist. Wegen der zentralen Bedeutung der Bei-
tragsbeschrankung gemaB § 5 Abs. 3 S. 1 RBeiStV fur
die kommunale Praxis werden die einzelnen Tatbestdnde
sowie die entsprechenden Passagen aus der amtlichen
Begriindung nachfolgend tabellarisch dargestellt:
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§ 5 Abs. 3 Nr. 1 — 6 RBeiStV

gemeinniitzige Einrichtungen
fiir behinderte Menschen,
insbesondere Heime,
Ausbildungsstatten oder
Werkstatten fiir behinderte
Menschen,

gemeinniitzige Einrichtungen
der Jugendhilfe im Sinne
des Kinder- und Jugend-
hilfegesetzes (Achtes Buch
des Sozialgesetzbuches),

gemeinniitzige Einrichtungen
fiir Suchtkranke, der Alten-
hilfe, fiir Nichtsesshafte und
Durchwandererheime,

eingetragene gemeinniitzige
Vereine und Stiftungen,

offentliche allgemein-
bildende oder berufs-
bildende Schulen, staatlich
genehmigte oder anerkannte
Ersatzschulen oder Ergan-
zungsschulen, soweit sie auf
gemeinniitziger Grundlage
arbeiten, sowie Hochschulen
nach dem Hochschul-
rahmengesetz und

Amtliche Begriindung (S. 21/22)

Satz 1 Nr. 1 umfasst sémtliche Dienste fur Menschen mit Behinderung.
Voraussetzung ist die Anerkennung des Tragers als gemeinnUtzig. Erfasst
sind samtliche Rechtsformen, also auch die gemeinnitzige GmbH. Der
Begriff ,Einrichtungen® bezieht sich auf den Trager der Betriebstatte. Die
beispielhafte Aufzahlung knlpft an bisherige Regelungen nur an, weil sie im
Gegensatz zum bisherigen Recht nicht abschlieBend ist. Mit dieser Zweck-
orientierung kénnen auch neue Entwicklungen im Bereich der Betreuung
von Menschen mit Behinderung erfasst werden.

Satz 1 Nr. 2 nimmt im Wege einer dynamischen Verweisung auf das Achte
Buch des Sozialgesetzbuches Bezug; dort werden die Voraussetzungen fir
die Anerkennung als Einrichtung der Jugendhilfe geregelt. Der Sammel-
begriff ,Einrichtungen® wurde gewahlt, um umfassende Aufzahlungen zu
vermeiden. Es kann sich also um vollstationare, teilstationare oder auch um
Tagesgruppen handeln. Voraussetzungen sind auch den jeweiligen Lan-
desausfiihrungsgesetzen zu entnehmen. Die Regelung beriicksichtigt, dass
Minderjahrige im privaten Bereich keiner Beitragspflicht unterliegen.

Satz 1 Nr. 3 Uberfuhrt den bisherigen § 5 Abs. 7 Nr. 4 des Rundfunkgebiih-
renstaatsvertrages in neues Recht. Der Bezug zu Geraten flr den betreuten
Personenkreis entféllt aber. Es wird nicht mehr zwischen Geraten der
Betreuten oder der Betreuer unterschieden. Erfasst werden alle Dienste mit
der Ausrichtung auf Suchtkranke, zur Altenhilfe sowie zur Nichtsesshaften-
arbeit und als Spezialfall die Durchwandererheime. Auf die Rechtsform des
Tragers kommt es nicht an. Oft handelt es sich um Wohngemeinschaften
oder Gemeinschaftseinrichtungen; diese Konstellationen haben Ahnlichkeit
mit einer Wohnung. Die Obergrenze setzt — neben sozialen Uberlegungen —
den Gedanken ,eine Wohnung — ein Beitrag” im nicht privaten Bereich um.

Satz 1 Nr. 4 kntpft im Unterschied zu den vorhergehenden Nummern an
die Rechtsform an. Gemeinntitzige Vereine und Stiftungen werden unab-
hangig von ihrem Tétigkeitsfeld einbezogen. Dies hdngt mit den besonderen
Voraussetzungen zusammen, die erfllt sein missen, um als Verein oder
Stiftung als gemeinnitzig anerkannt zu werden.

Satz 1 Nr. 5 regelt jetzt einheitlich fur allgemeinbildende oder berufshil-
dende Schulen und Hochschulen, dass mit maximal einem Beitrag alle
Zahlungsverpflichtungen abgegolten sind. Gleichgestellt werden anerkannte
Ersatz- oder Ergdnzungsschulen. Die Norm erfasst den staatlichen Bil-
dungsbereich. Kommerzielle Bildungseinrichtungen unterfallen der Rege-
lung des Absatz 1. Es entfallen bisherige mehrfache Gerategebihren und
damit die schwierigen Melde- und Abgrenzungsfragen.
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6. Feuerwehr, Polizei,
Bundeswehr, Zivil- und

Satz 1 Nr. 6 betrifft Einrichtungen, die der 6ffentlichen Abwehr von
Gefahren und Hilfe in Notstdnden dienen (vgl. zum Beispiel § 1 des Sach-
sischen Gesetzes zur Neuordnung des Brandschutzes, Rettungsdienstes
und Katastrophenschutzes). MaBgeblich sind die einschlagigen Landesge-
setze Uber den Brandschutz, Rettungsdienst und technischen Hilfsdienst,
die Polizei sowie den Zivil- und Katastrophenschutz. Die Regelung gilt
zunachst direkt fur Berufsfeuerwehren, Freiwillige Feuerwehren, Pflicht-
feuerwehren, Werks- und Betriebsfeuerwehren (vgl. etwa § 7 des Gesetzes
Uber den Brandschutz und die Hilfeleistung im Saarland) sowie fir die Poli-
zei. Soweit zur Erflllung von Aufgaben in der allgemeinen Hilfe neben der
Feuerwehr andere 6ffentliche oder private Hilfsorganisationen eingesetzt
werden, sind diese ebenfalls vom Gesetzeszweck erfasst. MaBgeblich ist
das jeweilige Landesrecht, das diese Einrichtungen entweder direkt benennt
(zum Beispiel in § 17 des rheinland-pfalzischen Landesgesetzes lber

den Brandschutz, die allgemeine Hilfe und den Katastrophenschutz: der
Arbeiter-Samariter-Bund, die Deutsche Lebens-Rettungs-Gesellschaft, das

Katastrophenschutz.

Deutsche Rote Kreuz, die Johanniter-Unfall-Hilfe, den Malteser-Hilfsdienst
und das Technische Hilfswerk) oder allgemein den Kreis der Berechtigten
umschreibt (zum Beispiel in Artikel 7 Abs. 3 des Bayerischen Katastro-
phenschutzgesetzes: zur Katastrophenhilfe Verpflichtete, wie etwa , freiwil-
lige Hilfsorganisationen® oder ,sonstige der Aufsicht des Freistaates Bayern
unterstehende Korperschaften, Anstalten und Stiftungen des 6ffentlichen
Rechts”). Der Zivil- und Katastrophenschutz kann also sowohl in &ffentlicher
als auch privater Hand liegen. Als Betriebsstatten, fir die diese Regelung
anzuwenden ist, kommen beispielsweise sogenannte Betriebshofe, Fahr-
zeugdepots oder Einsatzzentralen in Betracht.

GemaB § 7 Abs. 2 RBeiStV

l("_' Ilva){ea)e/i endet die Beitragspflicht
sind SZ‘///ge/egz‘e mit dem Ablauf des
Betriebsstidtten Monats, in dem das Inne-
wund Kfz bei—- haben einer Betriebs-
Z(ragé-f}‘e/? statte  beziehungsweise

die Zulassung eines Kraft-

fahrzeugs endet, jedoch
nicht vor dem Ablauf des Monats, in dem dies angezeigt
wird (siehe Frage 19). Bei der Abmeldung sind die spe-
zifischen Mitteilungs- und Nachweispflichten gemaB § 8
Abs. 5 RBeiStV zu beachten (siehe Frage 20).

Zudem sieht § 5 Abs. 4 S. 1 RBeiStV insoweit eine
Beitragsbefreiung vor ,als der Inhaber glaubhaft macht
und auf Verlangen nachweist, dass die Betriebsstatte lan-
ger als drei zusammenhadngende volle Kalendermonate
vorlibergehend stillgelegt ist“. Satz 2 verweist bezliglich
der Einzelheiten des Verfahrens auf die nach § 9 Abs. 2
RBeiStV zu erlassenden Satzungen. Einstweilen stellt die
amtliche Begriindung klar, dass die Beitragsfreiheit nur

fir den Zeitraum gilt, in dem die Betriebsstatte stillge-
legt ist. Als Moglichkeiten der Glaubhaftmachung wer-
den beispielhaft ein Ausdruck der aktuellen Internetseite
des Betriebs sowie Stromrechnungen genannt. Mog-

liche Anwendungsfélle aus der kommunalen Praxis sind
Betriebsstatten des Winterdienstes, Freibader oder son-
stige saisongebundene Einrichtungen.

Auf Antrag im Winter beitragsfrei
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GemaB § 5 Abs. 5 RBeiStV

# ‘We/c/ms ist kein Rundfunkbeitrag zu
coerleren errichten

Korrenal- I Nr. 1 fur Betriebsstatten,
relevasiten die gottesdienstlichen Zwe-
Be-/}-e/angs-— cken gewidmet sind,

Zad bestiinde I Nr. 2 in denen kein Arbeits-
Sind zue platz e|lngelr|c|jtet ist oder
Aeaa/ﬂ(en? I Nr. 3 die sich innerhalb

einer beitragspflichtigen
Wohnung befinden, fur die
bereits ein Rundfunkbeitrag
entrichtet wird.

Nummer 1 tragt laut amtlicher Begriindung der Tatsa-
che Rechnung, dass Kirchen oder vergleichbare Raume
nicht geeignet sind, eine Beitragspflicht zu begrinden.
Die im Lichte der grundgesetzlichen Religionsfreiheit
auszulegende Befreiung gelte nicht nur flr christliche
Kirchen. Weiter heiBt es: ,Erforderlich ist ein religions-
typischer Widmungsakt. Gelegentlich abgehaltene Gottes-
dienste begriinden keine Ausnahme von einer im Ubrigen
bestehenden Beitragspflicht. Dies gilt allein flr den Kir-
chenraum beziehungsweise Raum, der flr den Gottes-
dienst bestimmt ist; angrenzende Verwaltungsraume,
zum Beispiel Pfarramter, werden damit nicht freigestellt.”
Kommunale Anwendungsbeispiele dieses Befreiungstat-
bestandes sind Friedhofskapellen.

Nummer 2 nimmt abgrenzbare Grundsticke oder Bau-
ten, die zwar dem Betriebsstattenbegriff unterfallen (siehe
hierzu Frage 8), in denen aber kein Arbeitsplatz eingerich-
tet ist, von der Beitragspflicht aus. Als Beispiele fur solche
Betriebsstatten, in denen Beschaftigte nur gelegentlich
eine Tatigkeit austben, benennt die amtliche Begrin-
dung , Trafohduschen, Heuschober und Kaimauer®. Der
Stdwestrundfunk hat auf Anfrage klargestellt, dass der
Begriff ,eingerichteter Arbeitsplatz® nicht in dem Sinne
gegenstandlich zu verstehen ist, dass bestimmte Ein-
richtungsgegenstédnde wie etwa ein Schreibtisch vorhan-
den sein mussen. Der Arbeitsplatzbegriff setze vielmehr
voraus, dass ,mit einer gewissen Dauer und RegelmaBig-
keit gearbeitet” wird. Kommunen unterhalten zahlreiche
Einrichtungen, in denen nur gelegentlich gearbeitet wird;
mogliche Beispiele sind Fahrzeugdepots, Bauhofe oder
technische Bauwerke, die nur sporadisch, etwa zu Kon-
trollzwecken aufgesucht werden, Jugend- und Senioren-
clubs, Dorfgemeinschafts- und Blrgerhduser, Sportan-
lagen sowie sonstige Betriebsstatten, die einer Vielzahl
von Nutzern offenstehen, ohne dass eine Betreuung
vor Ort stattfindet (vgl. hierzu auch Frage 6). Der Sud-
westrundfunk geht davon aus, dass insbesondere die

Raumlichkeiten kleiner Ortsfeuerwehren, die nur selten
fur Ubungen und Einsdtze genutzt werden, regelmaBig
beitragsfrei sind. Die in beitragsbefreiten Betriebsstatten
nur gelegentlich arbeitenden Beschéftigten sind gege-
benenfalls einer Betriebsstatte zuzuordnen, in der sie
mehr als nur gelegentlich arbeiten (s. hierzu Frage 10).
In Betracht kommt dies auch bei Haupt- und Neben-
gebduden, die nicht zu einer Betriebsstatte zusammen-
gefasst werden, weil sie auf getrennten Grundstiicken lie-
gen (siehe Frage 9).

Nummer 3 entspricht laut amtlicher Begriindung dem
Grundsatz ,eine Wohnung — ein Beitrag”. Der Heimar-
beitsplatz kommunaler Mitarbeiter erhdht somit nicht die
Beitragspflicht der entsprechenden kommunalen Einrich-
tung oder Kommune. Umgekehrt reduzieren Heimarbeits-
platze nur dann die gemaB § 5 Abs. 1 RBeiStV maBgeb-
liche Beschéftigtenzahl einer kommunalen Betriebsstétte,
wenn die entsprechenden Mitarbeiter ausschlieBlich von
zuhause aus arbeiten.

v DIE PRAXIS DER BEITRAGS-
ERHEBUNG

Die Beitragserhebung ist
eine hoheitliche Tatig-
keit. Neben den spezi-
ellen rundfunkrechtlichen

IS. tie coird der
(ana/fanéée/irag
erhoben?

Vorschriften finden daher

auch die allgemeinen ver-
waltungsrechtlichen Bestimmungen wie die Verwaltungs-
verfahrensgesetze, die Verwaltungsvollstreckungsgesetze
der Lander und die Verwaltungsgerichtsordnung Anwen-
dung. Der Rundfunkbeitrag wird per Bescheid festgesetzt.
Bezlglich der Vollstreckung der Festsetzungsbescheide
verweist § 10 Abs. 6 RBeiStV ausdrucklich auf das Ver-
waltungsvollstreckungsverfahren und die Amtshilfe der

Grund ftir die Novelle: Konvergenz der Empfangsgeréte
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zustandigen Vollstreckungsbehorden. VersttBe gegen
bestimmte Anzeigepflichten sowie die ldnger als sechs-
monatige Nichtleistung eines falligen Rundfunkbeitrags
werden in § 12 RBeiStV als buBgeldbewehrte Ordnungs-
widrigkeiten ausgestaltet. § 9 Abs. 2 RBeiStV ermachtigt
die Landesrundfunkanstalten, die dort aufgelisteten Ein-
zelfragen des Verfahrens der Beitragserhebung durch
Satzungen zu regeln, die Ubereinstimmen sollen.

Zur Wahrnehmung der nach dem RBeiStV den Lan-
desrundfunkanstalten zugewiesenen Aufgaben, Rechte
und Pflichten ermachtigt § 10 Abs. 7 RBeiStV ,die im
Rahmen einer nicht rechtsfahigen 6ffentlich-rechtlichen
Verwaltungsgemeinschaft betriebene Stelle der offentlich-
rechtlichen Landesrundfunkanstalten®. Die in diesem
Sinne flr den GebUhreneinzug nach bisherigem Recht
zustandige GebUhreneinzugszentrale der 6ffentlich-recht-
lichen Rundfunkanstalten (GEZ) wird die entsprechenden
Aufgaben rund um die Erhebung des neuen Beitrags
ab Anfang 2013 unter dem neuen Namen ,ARD-ZDF-
Deutschlandradio-Beitragsservice (AZDBS)“ wahrneh-
men. Gemal § 14 Abs. 6 RBeiStV kann die GEZ/ AZDBS
gespeicherte Daten und erteilte Einzugserméachtigungen
auch nach 2012 weiter nutzen.

Der Rundfunkbeitrag ist

'7- .A).e/C/?e" gemaB § 7 Abs. 3 RBeiStV
zeitlic hen monatlich geschul-
Grenzen det und fur jeweils drei

L(nz‘e/‘//egz‘ die Monate in der Mitte die-
_ge,‘grag\spﬂ,‘chg? ses Zeitraums zu lei-

sten. GeméaB § 7 Abs. 1

RBeiStV  beginnt  die

Beitragspflicht mit dem
Ersten des Monats, in dem der Beitragsschuldner eine
Betriebsstatte innehat beziehungsweise ein Kraftfahrzeug
zugelassen wird. GemdaB Absatz 2 endet die Beitrags-
pflicht mit dem Ablauf des Monats, in dem das Inneha-
ben einer Betriebsstatte beziehungsweise die Zulassung
eines Kraftfahrzeugs endet, jedoch nicht vor dem Ablauf
des Monats, in dem dies angezeigt worden ist (zur vorU-
bergehenden Stillegung siehe Frage 16).

Gemal Absatz 4 richtet sich die Verjghrung der Bei-
tragsforderung nach den Vorschriften des Burgerlichen
Gesetzesbuchs; die regelmaBige Verjahrungsfrist betragt
somit drei Jahre. Innerhalb dieser Frist konnen Beitrage
auch rickwirkend erhoben werden. GemaB der Uber-
gangsbestimmung in § 14 Abs. 11 RBeiStV gilt dies auch
nach Inkrafttreten des RBeiStV Anfang 2013 flr nach bis-
herigem Recht zu entrichtende Rundfunkgebuhren.

In § 8 Abs. 1 bis 4
RBeiStV werden Informa-

20. Welche
Aeskiinfe

»MlSSen die

tionen aufgezahlt, die der
Beitragsschuldner anzu-
Korirmetnen zeigen und auf Verlan-
gen nachzuweisen hat,

um die genaue Beitrags-

er Z(e// en 7

bemessung zu ermog-

lichen. Verscharfte Anfor-
derungen gelten gemaBl Absatz 5 bei der Abmeldung von
Betriebsstatten und Kraftfahrzeugen.

GemaB § 14 Abs. 2 RBeiStV besteht bereits seit Anfang
2012 die Pflicht, auf Verlangen alle Tatsachen anzuzei-
gen, die Grund und Hohe der erst ab Anfang 2013 entste-
henden Beitragspflicht betreffen. Die GEZ hat die Abfrage
der entsprechenden Daten bereits begonnen und hierzu
unter Fristsetzung Antwortformulare an die Kommunen
und deren Einrichtungen versandt. Kommunen, die sich
zur Bearbeitung solcher Abfragen auBerstande sehen,
weil einzelne Auslegungsfragen anhand des vorliegenden
Informationsmaterials nicht beantwortet werden kénnen,
sollten die GEZ zunachst um Fristverlangerung und um
Beantwortung der offenen Fragen bitten.

Soweit der Beitragsschuldner seinen Auskunfts-
pflichten im Zusammenhang mit dem Inkrafttreten des
RBeiStV nicht nachgekommen ist, wird gemaB § 14
Abs. 4 RBeiStV vermutet, dass die Hohe des Rundfunk-
beitrags der bis Ende 2012 zu entrichtenden Rundfunk-
geblhr entspricht. Gemal Absatz 5 kann diese Vermu-
tung widerlegt und eine Rickerstattung bis Ende 2014
geltend gemacht werden.

Eine spezielle Nachweispflicht sieht § 5 Abs. 3 S. 3
RBeiStV im Hinblick auf die Gemeinnitzigkeit privilegier-
ter Einrichtungen vor (siehe hierzu Frage 15). Als Eigen-
timer von Wohnungen oder Betriebsstatten unterliegen
Kommunen schlieBlich der nachrangigen Auskunfts-
pflicht Gber den Inhaber einer Wohnung oder Betriebs-
statte gemaB § 9 Abs. 1 S. 2 RBeiStV. VerstoBe gegen
einzelne Anzeigepflichten sind geméaB § 12 RBeiStV als
Ordnungswidrigkeiten buBgeldbewehrt.
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VI AUSBLICK

Die grundlegende Novel-

21. Wie /st das

_ i lierung fuhrt in der kom-
rnese ﬁnanZ/e—-

munalen Praxis zu Aus-

rangSSySZ‘eM legungsfragen, die vom
Jar/s{fgc/y Zl Gesetzgeber nicht vor-
becoerten? hergesehen wurden und

von der Rechtsprechung

noch nicht geklart werden
konnten. Bei entsprechenden Problemen mit der Bewer-
tung von Einzelsachverhalten konnen sich die Kommu-
nen an die GEZ oder den fur die Begleitkommunikation
zum neuen Rundfunkbeitrag zustdndigen Stddwestrund-
funk wenden. Im Hinblick auf allgemein kommunalrele-
vante Auslegungsfragen, insbesondere zur Zusammen-
fassung kommunaler Einrichtungen (siehe Frage 9) und
zur Erfassung des Lehrpersonals an kommunalen Schu-
len (siehe Frage 10) bemuht sich auch der DStGB um die
Abstimmung einer sachgerechten Vollzugspraxis mit den
Rundfunkanstalten.

Im Ubrigen steht jedem kommunalen Beitragsschuld-
ner gegen einen Festsetzungsbescheid der Rechtsweg
offen. Das zustandige Verwaltungsgericht hat dann auch
zu prifen, ob die landesrechtliche Grundlage der Rund-
funkbeitragserhebung mit dem héherrangigen Recht ver-
einbar ist. Die Landesgesetzgeber nehmen mit dem neuen
Finanzierungskonzept eine von der Rechtsprechung
grundsatzlich anerkannte Typisierungs- und Pauscha-
lierungsbefugnis in Anspruch. Es ist aber nicht auszu-
schlieBen, dass im Einzelfall die gerdteunabhéangige Bei-
tragserhebung mit dem Bundes- oder Verfassungsrecht

Schépfer der GEZ: Die Landesrundfunkanstalten

politisch zu

in Konflikt gerat. PrifungsmaBstédbe bilden etwa das
abgabenrechtliche Aquivalenzprinzip, nach dem Abgabe
und Gegenleistung nicht in einem groben Missverhaltnis
stehen durfen oder der verfassungsrechtliche Gleichbe-
handlungsgrundsatz, der es verbietet, vergleichbare Bei-
tragsschuldner ungleich zu behandeln.

. Die  Landesgesetzgeber
22. Wie /st das o

_ ) bekennen sich in der
nette Finanzie- amtlichen  Begriindung

rangSSySZ(eM zum Grundsatz der Bei-
tragsstabilitat und  Auf-
kommensneutralitdt. Ins-

besondere die Aufteilung

becoerten?

des Beitragsaufkommens
zwischen privatem Bereich und Unternehmen sowie der
offentlichen Hand soll gleich bleiben. Zwei Jahre nach
Inkrafttreten der Neuregelung ist eine Evaluierung vorge-
sehen, um festzustellen, ob die angestrebten Ziele erreicht
wurden. Unterstrichen werden die Revisionsbedirftigkeit
des 15. RAndStV und das Kriterium der Aufkommens-
neutralitdt durch eine dem Vertragstext beigefiigte Proto-
kollerklarung aller Lander, mit der insbesondere die Bei-
tragspflicht fur Kfz hinterfragt wird.

Aufgrund zahlreicher Rickmeldungen der Mitglieds-
kommunen des DStGB ist bereits abzusehen, dass das
gesetzgeberische Ziel der Aufkommensneutralitat verfehlt
wird. Vor allem die Erfassung kleiner kommunaler Ein-
richtungen, die bisher mangels Bereithalten von Emp-
fangsgeraten nicht rundfunkgebuhrenpflichtig waren, aber
auch die degressive Beitragsstaffelung nach Beschéftig-
tenzahlen und die Kfz-Beitragspflicht benachteili-
gen die Kommunen unangemessen und erschweren
ihnen die dezentrale und burgernahe Erflllung ihrer
Aufgaben.

Die primare Forderung, die die kommunalen Spit-
zenverbande zuletzt im Zuge der nun in Kraft getre-
tenen Novellierung vorgetragen haben, besteht darin,
die Kommunen generell rundfunkbeitragsrechtlich
zu privilegieren, um ihnen die Erftllung ihrer Aufga-
ben im Interesse des Gemeinwohls zu erleichtern.
Zumindest aber gilt es, eine Verschiebung des Bei-
tragsaufkommens zulasten der Kommunen zu ver-
hindern. Im Zuge der Evaluierung und Revision des
neuen Finanzierungssystems ware es auch denkbar,
bei den Kommunen einen pauschalen Rundfunk-
beitrag nach MaBgabe der jeweiligen Gesamtzahl
aller Mitarbeiter zu erheben, was nicht zuletzt einen
erheblichen Burokratieabbau bedeuten wirde.
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Rundfunkbeitragsstaatsvertrag

INHALTSVERZEICHNIS

§ 1 Zweck des Rundfunkbeitrags § 8 Anzeigepflicht
§ 2 Rundfunkbeitrag im privaten Bereich § 9 Auskunftsrecht, Satzungserméchtigung
§ 3 Wohnung § 10 Beitragsglaubiger, Schickschuld, Erstattung,
) ) , Vollstreckung
§ 4 Befreiungen von der Beitragspflicht,
ErmaBigung § 11 Verwendung personenbezogener Daten
§ 5 Rundfunkbeitrag im nicht privaten Bereich § 12 Ordnungswidrigkeiten
§ 6 Betriebsstatte, Beschaftigte § 13 Revision zum Bundesverwaltungsgericht

§ 7 Beginn und Ende der Beitragspflicht, § 14 Ubergangsbestimmungen

Zahlungsweise, Verjahrung § 15 Vertragsdauer, Kiindigung

§ 1 Zweck des Rundfunkbeitrags

Der Rundfunkbeitrag dient der funktionsgerechten Finanzausstattung des o6ffentlich-rechtlichen Rundfunks
im Sinne von § 12 Abs. 1 des Rundfunkstaatsvertrages sowie der Finanzierung der Aufgaben nach § 40 des
Rundfunkstaatsvertrages.

§ 2 Rundfunkbeitrag im privaten Bereich
(1) Im privaten Bereich ist fur jede Wohnung von deren Inhaber (Beitragsschuldner) ein Rundfunkbeitrag zu
entrichten.

(2) Inhaber einer Wohnung ist jede volljghrige Person, die die Wohnung selbst bewohnt. Als Inhaber wird jede Per-
son vermutet, die
1. dort nach dem Melderecht gemeldet ist oder
2. im Mietvertrag flr die Wohnung als Mieter genannt ist.

(3) Mehrere Beitragsschuldner haften als Gesamtschuldner entsprechend § 44 der Abgabenordnung. Die Landes-
rundfunkanstalt kann von einem anderen als dem bisher in Anspruch genommenen Beitragsschuldner fir eine
Wohnung fur zurlckliegende Zeitrdume keinen oder nur einen erméBigten Beitrag erheben, wenn dieser das
Vorliegen der Voraussetzungen flr eine Befreiung oder ErmaBigung gemal § 4 Abs. 7 Satz 2 im Zeitpunkt der
Inanspruchnahme nachweist.

(4) Ein Rundfunkbeitrag ist nicht zu entrichten von Beitragsschuldnern, die aufgrund Artikel 2 des Gesetzes vom
6. August 1964 zu dem Wien er Ubereinkommen vom 18. April 1961 (iber diplomatische Beziehungen (BGBI.
1964 11, S. 957) oder entsprechender Rechtsvorschriften Vorrechte genieBen.

§ 3 Wohnung
(1) Wohnung ist unabhangig von der Zahl der darin enthaltenen Raume jede ortsfeste, baulich abgeschlossene
Raumeinheit, die
1. zum Wohnen oder Schlafen geeignet ist oder genutzt wird und
2. durch einen eigenen Eingang unmittelbar von einem Treppenhaus, einem Vorraum oder von auBen, nicht
ausschlieBlich Uber eine andere Wohnung, betreten werden kann.
Nicht ortsfeste Raumeinheiten gelten als Wohnung, wenn sie Wohnungen im Sinne des Melderechts sind.
Nicht als Wohnung gelten Bauten nach § 3 des Bundeskleingartengesetzes.
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(2) Nicht als Wohnung gelten Raumeinheiten in folgenden Betriebsstatten:

1. Raumeinheiten in Gemeinschaftsunterkiinften, insbesondere Kasernen, Unterkinfte fir Asylbewerber,
Internate,

2. Raumeinheiten, die der nicht dauerhaften heim- oder anstaltsmaBigen Unterbringung dienen, insbesondere
in Behinderten- und Pflegeheimen,

3. Patientenzimmer in Krankenhausern,

4. Haftraume in Justizvollzugsanstalten und

5. Raumeinheiten, die der vorlbergehenden Unterbringung in Beherbergungsstatten dienen, insbesondere
Hotel- und Gastezimmer, Ferienwohnungen, Unterklnfte in Seminar- und Schulungszentren.

§ 4 Befreiungen von der Beitragspflicht, ErmaBigung
(1) Von der Beitragspflicht nach § 2 Abs. 1 werden auf Antrag folgende natirliche Personen befreit:

1. Empfanger von Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem Dritten Kapitel des Zwdlften Buches des Sozialgesetz-
buches (Sozialhilfe) oder nach den §§ 27a oder 27d des Bundesversorgungsgesetzes,

2. Empfénger von Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung (Viertes Kapitel des Zwolften Buches
des Sozialgesetzbuches),

3. Empfanger von Sozialgeld oder Arbeitslosengeld I einschlieBlich von Leistungen nach § 22 des Zweiten
Buches des Sozialgesetzbuches, soweit nicht Zuschldge nach dessen § 24 gewahrt werden, die die Hohe
des Rundfunkbeitrages Ubersteigen,

4. Empfénger von Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz,

5. nicht bei den Eltern wohnende Empfanger von
a) Ausbildungsférderung nach dem Bundesausbildungsférderungsgesetz,

b) Berufsausbildungsbeihilfe nach den §§ 99, 100 Nr. 3 des Dritten Buches des Sozialgesetzbuches oder
nach dem Vierten Kapitel, Flnfter Abschnitt des Dritten Buches des Sozialgesetzbuches oder
c) Ausbildungsgeld nach den §§ 104 ff. des Dritten Buches des Sozialgesetzbuches,

6. Sonderflrsorgeberechtigte im Sinne des § 27e des Bundesversorgungsgesetzes,

7. Empfanger von Hilfe zur Pflege nach dem Siebten Kapitel des Zwolften Buches des Sozialgesetzbuches
oder von Hilfe zur Pflege als Leistung der Kriegsopferflirsorge nach dem Bundesversorgungsgesetz oder von
Pflegegeld nach landesgesetzlichen Vorschriften,

8. Empfanger von Pflegezulagen nach § 267 Abs. 1 des Lastenausgleichsgesetzes oder Personen, denen
wegen Pflegebedrftigkeit nach § 267 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Buchstabe ¢ des Lastenausgleichsgesetzes ein
Freibetrag zuerkannt wird,

9. Volljahrige, die im Rahmen einer Leistungsgewahrung nach dem Achten Buch des Sozialgesetzbuches in
einer stationdren Einrichtung nach § 45 des Achten Buches des Sozialgesetzbuches leben, und

10. taubblinde Menschen und Empfénger von Blindenhilfe nach § 72 des Zwolften Buches des Sozialgesetz-
buches.

(2) Der Rundfunkbeitrag nach § 2 Abs. 1 wird auf Antrag fur folgende nattrliche Personen auf ein Drittel ermaBigt:
1. blinde oder nicht nur vortibergehend wesentlich sehbehinderte Menschen mit einem Grad der Behinderung
von wenigstens 60 vom Hundert allein wegen der Sehbehinderung,
2. horgeschadigte Menschen, die gehorlos sind oder denen eine ausreichende Verstdndigung Gber das Gehor
auch mit Horhilfen nicht moéglich ist, und
3. behinderte Menschen, deren Grad der Behinderung nicht nur vorlibergehend wenigstens 80 vom Hundert
betragt und die wegen ihres Leidens an &ffentlichen Veranstaltungen standig nicht teilnehmen kénnen.
Absatz 1 bleibt unberihrt.
(3) Die dem Antragsteller gewahrte Befreiung oder ErméaBigung erstreckt sich innerhalb der Wohnung
1. auf dessen Ehegatten,
2. auf den eingetragenen Lebenspartner und

16 Rundfunkbeitragsstaatsvertrag 7-8/2012



3. auf die Wohnungsinhaber, die bei der Gewahrung einer Sozialleistung nach Absatz 1 als Teil einer Einsatz-
gemeinschaft im Sinne des § 19 des Zwélften Buches des Sozialgesetzbuches berlicksichtigt worden sind.

(4) Die Befreiung oder ErmaBigung beginnt mit dem Ersten des Monats, zu dem der Giltigkeitszeitraum des
Bescheids beginnt, wenn der Antrag innerhalb von zwei Monaten nach dem Erstellungsdatum des Bescheids
nach Absatz 7 Satz 2 gestellt wird. Wird der Antrag erst zu einem spateren Zeitpunkt gestellt, so beginnt die
Befreiung oder ErmaBigung mit dem Ersten des Monats, der der Antragstellung folgt. Die Befreiung oder Ermé-
Bigung wird fUr die Gultigkeitsdauer des Bescheids befristet. Ist der Bescheid nach Absatz 7 Satz 2 unbefristet,
so kann die Befreiung oder ErméaBigung auf drei Jahre befristet werden, wenn eine Anderung der Umsténde
moglich ist, die dem Tatbestand zugrunde liegen.

(5) Wird der Bescheid nach Absatz 7 Satz 2 unwirksam, zurlickgenommen oder widerrufen, so endet die Befrei-
ung oder ErmaBigung zum selben Zeitpunkt. Derartige Umstande sind vom Beitragsschuldner unverziglich der
zustandigen Landesrundfunkanstalt mitzuteilen.

(6) Unbeschadet der Beitragsbefreiung nach Absatz 1 hat die Landesrundfunkanstalt in besonderen Hartefallen
auf gesonderten Antrag von der Beitragspflicht zu befreien. Ein Hartefall liegt insbesondere vor, wenn eine
Sozialleistung nach Absatz 1 Nr. 1 bis 10 in einem durch die zustédndige Behorde erlassenen Bescheid mit der
Begriindung versagt wurde, dass die EinkUnfte die jeweilige Bedarfsgrenze um weniger als die Hohe des Rund-
funkbeitrags Uberschreiten. Absatz 4 gilt entsprechend.

(7) Der Antrag auf Befreiung oder ErméaBigung ist vom Beitragsschuldner schriftlich bei der zusténdigen Lan-
desrundfunkanstalt zu stellen. Die Voraussetzungen fur die Befreiung oder Ermé&Bigung sind durch die ent-
sprechende Bestatigung der Behorde oder des Leistungstragers im Original oder durch den entsprechenden
Bescheid im Original oder in beglaubigter Kopie nachzuweisen; im Falle des Absatzes 1 Nr. 10 1. Alternative
genligt eine arztliche Bescheinigung. Dabei sind auch die Namen der weiteren volljahrigen Bewohner der Woh-
nung mitzuteilen.

§ 5 Rundfunkbeitrag im nicht privaten Bereich

(1) Im nicht privaten Bereich ist flr jede Betriebsstatte von deren Inhaber (Beitragsschuldner) ein Rundfunkbeitrag
nach MaBgabe der folgenden Staffelung zu entrichten. Die Hohe des zu leistenden Rundfunkbeitrags bemisst
sich nach der Zahl der neben dem Inhaber Beschéftigten und betragt fir eine Betriebsstatte

fa—

. mit keinem oder bis acht Beschéaftigten ein Drittel des Rundfunkbeitrags,
. mit neun bis 19 Beschaftigten einen Rundfunkbeitrag,

. mit 20 bis 49 Beschéaftigten zwei Rundfunkbeitrage,

. mit 50 bis 249 Beschéftigten finf Rundfunkbeitrage,

. mit 250 bis 499 Beschéftigten zehn Rundfunkbeitrage,

. mit 500 bis 999 Beschaftigten 20 Rundfunkbeitrage,

. mit 1000 bis 4999 Beschéftigten 40 Rundfunkbeitrage,

. mit 5000 bis 9999 Beschéftigten 80 Rundfunkbeitrage,

. mit 10000 bis 19999 Beschéftigten 120 Rundfunkbeitrage und

. mit 20000 oder mehr Beschéaftigten 180 Rundfunkbeitrage.

O 00 N OO0 o h W N

—
o

(2) Unbeschadet der Beitragspflicht fir Betriebsstatten nach Absatz 1 ist jeweils ein Drittel des Rundfunkbeitrags
zu entrichten vom
1. Inhaber einer Betriebsstatte fir jedes darin befindliche Hotel- und Gastezimmer und fur jede Ferienwohnung
zur vorlUbergehenden entgeltlichen Beherbergung Dritter ab der zweiten Raumeinheit und
2. Inhaber eines Kraftfahrzeugs (Beitragsschuldner) fir jedes zugelassene Kraftfahrzeug, das zu gewerblichen
Zwecken oder einer anderen selbststandigen Erwerbstatigkeit oder zu gemeinnltzigen oder 6ffentlichen Zwe-
cken des Inhabers genutzt wird; auf den Umfang der Nutzung zu diesen Zwecken kommt es nicht an; Kraft-
fahrzeuge sind Personenkraftwagen, Lastkraftwagen und Omnibusse; ausgenommen sind Omnibusse, die
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fur den offentlichen Personennahverkehr nach § 2 des Gesetzes zur Regionalisierung des 6ffentlichen Per-
sonennahverkehrs eingesetzt werden.
Ein Rundfunkbeitrag nach Satz 1 Nr. 2 ist nicht zu entrichten fUr jeweils ein Kraftfahrzeug fir jede beitrags-
pflichtige Betriebsstatte des Inhabers.

(3) Fur jede Betriebsstéatte folgender Einrichtungen gilt Absatz 1 mit der MaBgabe, dass hdchstens ein Rundfunk-
beitrag zu entrichten ist:

1. gemeinnUtzige Einrichtungen flr behinderte Menschen, insbesondere Heime, Ausbildungsstatten oder
Werkstéatten fur behinderte Menschen,

2. gemeinnutzige Einrichtungen der Jugendhilfe im Sinne des Kinder- und Jugendhilfegesetzes (Achtes Buch
des Sozialgesetzbuches),

3. gemeinnutzige Einrichtungen flr Suchtkranke, der Altenhilfe, fir Nichtsesshafte und Durchwandererheime,

4. eingetragene gemeinnutzige Vereine und Stiftungen,

B. offentliche allgemeinbildende oder berufsbildende Schulen, staatlich genehmigte oder anerkannte Ersatz-
schulen oder Ergdnzungsschulen, soweit sie auf gemeinnitziger Grundlage arbeiten, sowie Hochschulen
nach dem Hochschulrahmengesetz und

6. Feuerwehr, Polizei, Bundeswehr, Zivil- und Katastrophenschutz.

Damit ist auch die Beitragspflicht fur auf die Einrichtung zugelassene Kraftfahrzeuge abgegolten. Die
Gemeinnitzigkeit im Sinne der Abgabenordnung ist der zustandigen Landesrundfunkanstalt auf Verlangen
nachzuweisen.

(4) Auf Antrag ist ein Rundfunkbeitrag nach Absatz 1 und 2 insoweit nicht zu entrichten, als der Inhaber glaubhaft
macht und auf Verlangen nachweist, dass die Betriebsstatte langer als drei zusammenhangende volle Kalen-
dermonate vortibergehend stillgelegt ist. Das Nahere regelt die Satzung nach § 9 Abs. 2.

1. die gottesdienstlichen Zwecken gewidmet sind,

2. in denen kein Arbeitsplatz eingerichtet ist oder

3. die sich innerhalb einer beitragspflichtigen Wohnung befinden, fir die bereits ein Rundfunkbeitrag entrichtet
wird.

(6) Ein Rundfunkbeitrag nach Absatz 1 und 2 ist nicht zu entrichten von
1. den offentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten, den Landesmedienanstalten oder den nach Landesrecht
zugelassenen privaten Rundfunkveranstaltern oder -anbietern oder
2. diplomatischen Vertretungen (Botschaft, Konsulat) eines auslandischen Staates.

§ 6 Betriebsstatte, Beschéftigte

(1) Betriebsstatte ist jede zu einem eigenstéandigen, nicht ausschlieBlich privaten Zweck bestimmte oder genutzte
ortsfeste Raumeinheit oder Flache innerhalb einer Raumeinheit. Dabei gelten mehrere Raumeinheiten auf
einem Grundsttick oder auf zusammenhangenden Grundstlicken, die demselben Inhaber zuzurechnen sind,
als eine Betriebsstatte. Auf den Umfang der Nutzung zu den jeweiligen nicht privaten Zwecken sowie auf eine
Gewinnerzielungsabsicht oder eine steuerliche Veranlagung des Beitragsschuldners kommt es nicht an.

(2) Inhaber der Betriebsstétte ist die nattrliche oder juristische Person, die die Betriebsstatte im eigenen Namen
nutzt oder in deren Namen die Betriebsstatte genutzt wird. Als Inhaber wird vermutet, wer fUr diese Betriebs-
statte in einem Register, insbesondere Handels-, Gewerbe-, Vereins- oder Partnerschaftsregister eingetragen ist.
Inhaber eines Kraftfahrzeugs ist derjenige, auf den das Kraftfahrzeug zugelassen ist.

(3) Als Betriebsstatte gilt auch jedes zu gewerblichen Zwecken genutzte Motorschiff.

(4) Beschaftigte sind alle im Jahresdurchschnitt sozialversicherungspflichtig Beschaftigten sowie Bediensteten in
einem offentlich-rechtlichen Dienstverhéltnis mit Ausnahme der Auszubildenden.
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§ 7 Beginn und Ende der Beitragspflicht, Zahlungsweise, Verjdhrung

(1) Die Pflicht zur Entrichtung des Rundfunkbeitrags beginnt mit dem Ersten des Monats, in dem der Beitrags-
schuldner erstmals die Wohnung, die Betriebsstétte oder das Kraftfahrzeug innehat. Das Innehaben eines Kraft-
fahrzeugs beginnt mit dem Ersten des Monats, in dem es auf den Beitragsschuldner zugelassen wird.

(2) Die Beitragspflicht endet mit dem Ablauf des Monats, in dem das Innehaben der Wohnung, der Betriebsstatte
oder des Kraftfahrzeugs durch den Beitragsschuldner endet, jedoch nicht vor dem Ablauf des Monats, in dem
dies der zustandigen Landesrundfunkanstalt angezeigt worden ist. Das Innehaben eines Kraftfahrzeugs endet
mit dem Ablauf des Monats, in dem die Zulassung auf den Beitragsschuldner endet.

(3) Der Rundfunkbeitrag ist monatlich geschuldet. Er ist in der Mitte eines Dreimonatszeitraums flr jeweils drei
Monate zu leisten.

(4) Die Verjahrung der Beitragsforderung richtet sich nach den Vorschriften des Birgerlichen Gesetzbuches Uber
die regelmaBige Verjahrung.

§ 8 Anzeigepflicht

(1) Das Innehaben einer Wohnung, einer Betriebsstétte oder eines beitragspflichtigen Kraftfahrzeugs ist unverzig-
lich schriftlich der zustandigen Landesrundfunkanstalt anzuzeigen (Anmeldung); entsprechendes gilt flr jede
Anderung der Daten nach Absatz 4 (Anderungsmeldung). Eine Anderung der Anzahl der im Jahresdurchschnitt
des vorangegangenen Kalenderjahres sozialversicherungspflichtig Beschéftigten nach Absatz 4 Nr. 7 ist jeweils
bis zum 31. Marz eines Jahres anzuzeigen; diese Anderung wirkt ab dem 1. April des jeweiligen Jahres.

(2) Das Ende des Innehabens einer Wohnung, einer Betriebsstatte oder eines beitragspflichtigen Kraftfahrzeugs ist
der zustandigen Landesrundfunkanstalt unverziglich schriftlich anzuzeigen (Abmeldung).

(3) Die Anzeige eines Beitragsschuldners fir eine Wohnung, eine Betriebsstatte oder ein Kraftfahrzeug wirkt auch
fur weitere anzeigepflichtige Beitragsschuldner, sofern sich flr die Wohnung, die Betriebsstatte oder das Kraft-
fahrzeug keine Anderung der Beitragspflicht ergibt.

(4) Beider Anzeige hat der Beitragsschuldner der zustdndigen Landesrundfunkanstalt folgende, im Einzelfall erfor-
derliche Daten mitzuteilen und auf Verlangen nachzuweisen:
1. Vor- und Familienname sowie friihere Namen, unter denen eine Anmeldung bestand,

2. Tag der Geburt,

3. Vor- und Familienname oder Firma und Anschrift des Beitragsschuldners und seines gesetzlichen Vertreters,

4. gegenwartige Anschrift jeder Betriebsstétte und jeder Wohnung, einschlieB3lich aller vorhandenen Angaben
zur Lage der Wohnung,

b. letzte der Landesrundfunkanstalt gemeldete Anschrift des Beitragsschuldners,

6. vollstandige Bezeichnung des Inhabers der Betriebsstatte,

7. Anzahl der Beschéftigten der Betriebsstatte,

8. Beitragsnummer,

9. Datum des Beginns des Innehabens der Wohnung, der Betriebsstatte oder des beitragspflichtigen

Kraftfahrzeugs,
10. Zugehorigkeit zu den Branchen und Einrichtungen nach § 5 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 und Abs. 3 Satz 1,
11. Anzahl der beitragspflichtigen Hotel- und Gastezimmer und Ferienwohnungen und
12. Anzahl und Zulassungsort der beitragspflichtigen Kraftfahrzeuge.

(5) Bei der Abmeldung sind zusétzlich folgende Daten mitzuteilen und auf Verlangen nachzuweisen:
1. Datumdes Endes des Innehabens der Wohnung, der Betriebsstatte oder des beitragspflichtigen Kraftfahrzeugs,
2. der die Abmeldung begriindende Lebenssachverhalt und
3. die Beitragsnummer des fur die neue Wohnung in Anspruch genommenen Beitragsschuldners.
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§ 9 Auskunftsrecht, Satzungsermachtigung

(1) Die zustandige Landesrundfunkanstalt kann von jedem Beitragsschuldner oder von Personen oder Rechtstra-
gern, bei denen tatsachliche Anhaltspunkte vorliegen, dass sie Beitragsschuldner sind und dies nicht oder nicht
umfassend angezeigt haben, Auskunft Gber die in § 8 Abs. 4 genannten Daten verlangen. Kann die zustédndige
Landesrundfunkanstalt den Inhaber einer Wohnung oder einer Betriebsstatte nicht feststellen, ist der Eigentimer
oder der vergleichbar dinglich Berechtigte der Wohnung oder des Grundstiicks, auf dem sich die Betriebsstatte
befindet, verpflichtet, der Landesrundfunkanstalt Auskunft Uber den tatsachlichen Inhaber der Wohnung oder
der Betriebsstatte zu erteilen. Bei Wohnungseigentumsgemeinschaften kann die Auskunft auch vom Verwalter
verlangt werden. Die Landesrundfunkanstalt kann mit ihrem Auskunftsverlangen neben den in § 8 Abs. 4 und 5
genannten Daten im Einzelfall weitere Daten erheben, soweit dies nach Satz 1 erforderlich ist; § 11 Abs. 5 gilt ent-
sprechend. Die Landesrundfunkanstalt kann fir die Tatsachen nach Satz 1 und die Daten nach Satz 4 Nachweise
fordern. Der Anspruch auf Auskunft und Nachweise kann im Verwaltungszwangsverfahren durchgesetzt werden.

(2) Die zustandige Landesrundfunkanstalt wird erméachtigt, Einzelheiten des Verfahrens
1. der Anzeigepflicht,
2. zur Leistung des Rundfunkbeitrags, zur Befreiung von der Rundfunkbeitragspflicht oder zu deren
ErmaBigung,
. der Erfullung von Auskunfts- und Nachweispflichten,
. der Kontrolle der Beitragspflicht,
. der Erhebung von Zinsen, Kosten und Sdumniszuschldgen und
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.in den Ubrigen in diesem Staatsvertrag genannten Fallen durch Satzung zu regeln. Die Satzung bedarf der
Genehmigung der fir die Rechtsaufsicht zustandigen Behorde und ist in den amtlichen Verkiindungsblattern
der die Landesrundfunkanstalt tragenden Lander zu veréffentlichen. Die Satzungen der Landesrundfunkan-
stalten sollen Ubereinstimmen.

§ 10 Beitragsglaubiger, Schickschuld, Erstattung, Vollstreckung

(1) Das Aufkommen aus dem Rundfunkbeitrag steht der Landesrundfunkanstalt und in dem im Rundfunkfinan-
zierungsstaatsvertrag bestimmten Umfang dem Zweiten Deutschen Fernsehen (ZDF), dem Deutschlandradio
sowie der Landesmedienanstalt zu, in deren Bereich sich die Wohnung oder die Betriebsstétte des Beitrags-
schuldners befindet oder das Kraftfahrzeug zugelassen ist.

(2) Der Rundfunkbeitrag ist an die zustédndige Landesrundfunkanstalt als Schickschuld zu entrichten. Die Landes-
rundfunkanstalt fuhrt die Anteile, die dem ZDF, dem Deutschlandradio und der Landesmedienanstalt zustehen,
an diese ab.

(3) Soweit ein Rundfunkbeitrag ohne rechtlichen Grund entrichtet wurde, kann derjenige, auf dessen Rechnung
die Zahlung bewirkt worden ist, von der durch die Zahlung bereicherten Landesrundfunkanstalt die Erstattung
des entrichteten Betrages fordern. Er tragt insoweit die Darlegungs- und Beweislast. Der Erstattungsanspruch
verjahrt nach den Vorschriften des Buirgerlichen Gesetzbuches lber die regelmaBige Verjghrung.

(4) Das ZDF, das Deutschlandradio und die Landesmedienanstalten tragen die auf sie entfallenden Anteile der
Kosten des Beitragseinzugs und der nach Absatz 3 erstatteten Betrage.

(5) Ruckstandige Rundfunkbeitrdge werden durch die zustdndige Landesrundfunkanstalt festgesetzt. Festset-
zungsbescheide kdnnen stattdessen auch von der Landesrundfunkanstalt im eigenen Namen erlassen werden,
in deren Anstaltsbereich sich zur Zeit des Erlasses des Bescheides die Wohnung, die Betriebsstatte oder der
Sitz (§ 17 der Zivilprozessordnung) des Beitragsschuldners befindet.

(6) Festsetzungsbescheide werden im Verwaltungsvollstreckungsverfahren vollstreckt. Ersuchen um Vollstre-
ckungshilfe gegen Beitragsschuldner, deren Wohnsitz oder Sitz in anderen Landern liegt, kdbnnen von der
zustandigen Landesrundfunkanstalt unmittelbar an die fiir den Wohnsitz oder den Sitz des Beitragsschuldners
zustandige Vollstreckungsbehorde gerichtet werden.
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(7) Jede Landesrundfunkanstalt nimmt die ihr nach diesem Staatsvertrag zugewiesenen Aufgaben und die damit
verbundenen Rechte und Pflichten ganz oder teilweise durch die im Rahmen einer nichtrechtsfahigen 6ffent-
lich-rechtlichen Verwaltungsgemeinschaft betriebene Stelle der 6ffentlich-rechtlichen Landesrundfunkanstalten
selbst wahr. Die Landesrundfunkanstalt ist erméchtigt, einzelne Téatigkeiten bei der Durchfiihrung des Beitrags-
einzugs und der Ermittlung von Beitragsschuldnern auf Dritte zu Ubertragen und das Nahere durch die Satzung
nach § 9 Abs. 2 zu regeln. Die Landesrundfunkanstalt kann eine Ubertragung von Tétigkeiten auf Dritte nach
Satz 2 ausschlieBen, die durch Erfolgshonorare oder auf Provisionsbasis vergitet werden.

§ 11 Verwendung personenbezogener Daten

(1) Beauftragt die Landesrundfunkanstalt Dritte mit Tatigkeiten bei der Durchfihrung des Beitragseinzugs oder der
Ermittlung von Beitragsschuldnern, die der Anzeigepflicht nach § 8 Abs. 1 nicht oder nicht vollstéandig nachge-
kommen sind, so gelten fur die Erhebung, Verarbeitung und Nutzung der daftr erforderlichen Daten die fir die
Datenverarbeitung im Auftrag anwendbaren Bestimmungen.

(2) Beauftragen die Landesrundfunkanstalten eine Stelle nach § 10 Abs. 7 Satz 1 mit Tatigkeiten bei der Durchfuih-
rung des Beitragseinzugs und der Ermittlung von Beitragsschuldnern, ist dort unbeschadet der Zustandigkeit
des nach Landesrecht fUr die Landesrundfunkanstalt zusténdigen Datenschutzbeauftragten ein behérdlicher
Datenschutzbeauftragter zu bestellen. Er arbeitet zur Gewahrleistung des Datenschutzes mit dem nach Landes-
recht fir die Landesrundfunkanstalt zustandigen Datenschutzbeauftragten zusammen und unterrichtet diesen
Uber VerstdBe gegen Datenschutzvorschriften sowie die dagegen getroffenen MaBnahmen. Im Ubrigen gelten
die fur den behordlichen Datenschutzbeauftragten anwendbaren Bestimmungen des Bundesdatenschutzge-
setzes entsprechend.

(3) Die zustandige Landesrundfunkanstalt darf von ihr gespeicherte personenbezogene Daten der Beitragsschuld-
ner an andere Landesrundfunkanstalten auch im Rahmen eines automatisierten Abrufverfahrens Ubermitteln,
soweit dies zur rechtmaBigen Erfullung der Aufgaben der Ubermittelnden oder der empfangenden Landesrund-
funkanstalt beim Beitragseinzug erforderlich ist. Es ist aufzuzeichnen, an welche Stellen, wann und aus wel-
chem Grund welche personenbezogenen Daten Ubermittelt worden sind.

(4) Die zustédndige Landesrundfunkanstalt kann im Wege des Ersuchens fiir Zwecke der Beitragserhebung sowie
zur Feststellung, ob eine Beitragspflicht nach diesem Staatsvertrag besteht, personenbezogene Daten bei
offentlichen und nicht-tffentlichen Stellen ohne Kenntnis des Betroffenen erheben, verarbeiten oder nutzen.
Voraussetzung dafir ist, dass
1. die Datenbestande dazu geeignet sind, Rickschlisse auf die Beitragspflicht zuzulassen, insbesondere durch
Abgleich mit dem Bestand der bei den Landesrundfunkanstalten gemeldeten Beitragsschuldner, und

2. sich die Daten auf Angaben beschrénken, die der Anzeigepflicht nach § 8 unterliegen und kein erkennbarer
Grund zu der Annahme besteht, dass der Betroffene ein schutzwlirdiges Interesse an dem Ausschluss der
Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung hat.
Die Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung bei den Meldebehtrden beschrankt sich auf die in § 14 Abs. 9
Nr. 1 bis 8 genannten Daten. Daten, die Rickschllsse auf tatsachliche oder persénliche Verhéltnisse liefern
kdnnten, durfen nicht an die Ubermittelnde Stelle ricklbermittelt werden. Das Verfahren der regelméBigen
Datenubermittlung durch die Meldebehérden nach den Meldegesetzen oder Meldedatentbermittlungsver-
ordnungen der Lander bleibt unberthrt. Die Daten Betroffener, fir die eine Auskunftssperre gespeichert ist,
durfen nicht Gbermittelt werden.

(5) Die Landesrundfunkanstalt darf die in Absatz 4 und in § 4 Abs. 7, § 8 Abs. 4 und 5 und § 9 Abs. 1 genannten
Daten und sonstige freiwillig Gbermittelte Daten nur fur die Erfillung der ihr nach diesem Staatsvertrag oblie-
genden Aufgaben erheben, verarbeiten oder nutzen. Die erhobenen Daten sind unverzUglich zu I16schen, wenn
feststeht, dass sie nicht mehr benotigt werden oder eine Beitragspflicht dem Grunde nach nicht besteht. Nicht
Uberprufte Daten sind spéatestens nach zwolf Monaten zu léschen. Jeder Beitragsschuldner erhalt eine Anmel-
debestatigung mit den fUr die Beitragserhebung erforderlichen Daten.
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§ 12 Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig
1. den Beginn der Beitragspflicht entgegen § 8 Abs. 1 und 3 nicht innerhalb eines Monats anzeigt,
2. der Anzeigepflicht nach § 14 Abs. 2 nicht nachgekommen ist oder
3. den félligen Rundfunkbeitrag langer als sechs Monate ganz oder teilweise nicht leistet.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer GeldbuBe geahndet werden.

(3) Die Ordnungswidrigkeit wird nur auf Antrag der Landesrundfunkanstalt verfolgt; sie ist vom Ausgang des Ver-
fahrens zu benachrichtigen.

(4) Daten tber Ordnungswidrigkeiten sind von der Landesrundfunkanstalt unverziglich nach Abschluss des jewei-
ligen Verfahrens zu l6schen.

§ 13 Revision zum Bundesverwaltungsgericht
In einem gerichtlichen Verfahren kann die Revision zum Bundesverwaltungsgericht auch darauf gestitzt werden,
dass das angefochtene Urteil auf der Verletzung der Bestimmungen dieses Staatsvertrages beruht.

§ 14 Ubergangsbestimmungen

(1) Jeder nach den Bestimmungen des Rundfunkgeblhrenstaatsvertrages als privater Rundfunkteilnehmer gemel-
deten nattrlichen Person obliegt es, ab dem 1. Januar 2012 der zustandigen Landesrundfunkanstalt schrift-
lich alle Tatsachen anzuzeigen, die Grund und Hohe der Beitragspflicht nach diesem Staatsvertrag ab dem 1.
Januar 2013 betreffen, soweit die Tatsachen zur Begriindung oder zum Wegfall der Beitragspflicht oder zu einer
Erhthung oder Verringerung der Beitragsschuld flhren.

(2) Jede nach den Bestimmungen des Rundfunkgebuihrenstaatsvertrags als nicht privater Rundfunkteilnehmer
gemeldete natlrliche oder juristische Person ist ab dem 1. Januar 2012 auf Verlangen der zustandigen Landes-
rundfunkanstalt verpflichtet, ihr schriftlich alle Tatsachen anzuzeigen, die Grund und Hohe der Beitragspflicht
nach diesem Staatsvertrag ab dem 1. Januar 2013 betreffen.

(3) Soweit der Beitragsschuldner den Anforderungen von Absatz 1 oder 2 nicht nachgekommen ist, wird vermutet,
dass jede nach den Bestimmungen des bis zum 31. Dezember 2012 geltenden Rundfunkgeblhrenstaatsver-
trags als
1. privater Rundfunkteilnehmer gemeldete Person nach MaBgabe von § 2 dieses Staatsvertrages oder
2. nicht privater Rundfunkteilnehmer gemeldete nattrliche oder juristische Person nach Malgabe von § 6 die-

ses Staatsvertrages,

unter der bei der zustandigen Landesrundfunkanstalt gefiihrten Anschrift ab Inkrafttreten dieses Staatsver-
trages Beitragsschuldner nach den Bestimmungen dieses Staatsvertrages ist. Eine Abmeldung mit Wirkung
fur die Zukunft bleibt hiervon unberihrt.

(4) Soweit der Beitragsschuldner den Anforderungen von Absatz 1 oder 2 nicht nachgekommen ist, wird vermutet,
dass sich die Hohe des ab 1. Januar 2013 zu entrichtenden Rundfunkbeitrags nach der Héhe der bis zum 31.
Dezember 2012 zu entrichtenden RundfunkgebUhr bemisst; mindestens ist ein Beitrag in Hohe eines Rund-
funkbeitrages zu entrichten. Soweit der Beitragsschuldner bisher aufgrund der Regelung des § 6 Abs. 1 Satz 1
Nr. 7 und 8 des Rundfunkgebuhrenstaatsvertrages von der Rundfunkgebihrenpflicht befreit war, wird vermu-
tet, dass er mit Inkrafttreten dieses Staatsvertrages gemaB § 4 Abs. 2 ein Drittel des Rundfunkbeitrags zu zahlen
hat.

(5) Die Vermutungen nach Absatz 3 oder 4 kénnen widerlegt werden. Auf Verlangen der Landesrundfunkanstalt
sind die behaupteten Tatsachen nachzuweisen. Eine Erstattung bereits geleisteter Rundfunkbeitrdge kann vom
Beitragsschuldner nur bis zum 31. Dezember 2014 geltend gemacht werden.

(6) Die bei der zustandigen Landesrundfunkanstalt fir den RundfunkgeblUhreneinzug gespeicherten Daten und
Daten nach Absatz 1 und 2 dirfen von den Landesrundfunkanstalten in dem nach diesem Staatsvertrag
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erforderlichen und zulassigen Umfang verarbeitet und genutzt werden. Die erteilten Lastschrift- oder Einzugser-
machtigungen sowie Mandate bleiben fir den Einzug der Rundfunkbeitrédge bestehen.

(7) Bestandskraftige Rundfunkgebuhrenbefreiungsbescheide nach § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 6 und 9 bis 11
des Rundfunkgebihrenstaatsvertrages gelten bis zum Ablauf ihrer GUltigkeit als Rundfunkbeitragsbefreiungen
nach § 4 Abs. 1.

(8) Eine Befreiung von der Rundfunkgebthrenpflicht nach § 5 Abs. 7 des RundfunkgebUhrenstaatsvertrages endet
zum 31. Dezember 2012. Soweit Einrichtungen nach § 5 Abs. 3 bei Inkrafttreten dieses Staatsvertrages nach
Art. 7 Abs. 2 Satz 1 des 15. Rundfunkanderungsstaatsvertrages von der Rundfunkgebihrenpflicht nach § 5
Abs. 7 des Rundfunkgebihrenstaatsvertrages befreit waren, gilt fir deren Betriebsstatten der Nachweis nach
§ 5 Abs. 3 Satz 3 als erbracht.

(9) Um einen einmaligen Abgleich zum Zwecke der Bestands- und Ersterfassung zu erméglichen, Gbermittelt jede
Meldebehorde fur einen bundesweit einheitlichen Stichtag automatisiert innerhalb von langstens zwei Jahren
ab dem Inkrafttreten dieses Staatsvertrages gegen Kostenerstattung einmalig in standardisierter Form die nach-
folgenden Daten aller volljghrigen Personen an die jeweils zustédndige Landesrundfunkanstalt:

. Familienname,

. Vornamen unter Bezeichnung des Rufnamens,

. frhere Namen,

. Doktorgrad,

. Familienstand,

. Tag der Geburt,

. gegenwartige und letzte Anschrift von Haupt- und Nebenwohnungen, einschlieBlich aller vorhandenen Anga-

ben zur Lage der Wohnung, und

8. Tag des Einzugs in die Wohnung.

Hat die zustandige Landesrundfunkanstalt nach dem Abgleich fir eine Wohnung einen Beitragsschuldner
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festgestellt, hat sie die Daten der Ubrigen dort wohnenden Personen unverziglich zu léschen, sobald das
Beitragskonto ausgeglichen ist. Im Ubrigen darf sie die Daten zur Feststellung eines Beitragsschuldners fiir
eine Wohnung nutzen, flr die bislang kein Beitragsschuldner festgestellt wurde; Satz 2 gilt entsprechend.
Die Landesrundfunkanstalt darf die Daten auch zur Aktualisierung oder Ergdnzung von bereits vorhandenen
Teilnehmerdaten nutzen. § 11 Abs. 5 Satz 2 und 3 gilt entsprechend.

(10) Die Landesrundfunkanstalten durfen bis zum 31. Dezember 2014 keine Adressdaten privater Personen
ankaufen.

(11) Die Vorschriften des Rundfunkgeblhrenstaatsvertrages bleiben auf Sachverhalte anwendbar, nach denen bis
zum 31. Dezember 2012 noch keine Rundfunkgebihren entrichtet oder erstattet wurden.

§ 15 Vertragsdauer, Kiindigung

Dieser Staatsvertrag gilt fir unbestimmte Zeit. Er kann von jedem der vertragsschlieBenden Lander zum Schluss des
Kalenderjahres mit einer Frist von einem Jahr gekindigt werden. Die Kindigung kann erstmals zum 31. Dezem-
ber 2014 erfolgen. Wird der Staatsvertrag zu diesem Zeitpunkt nicht gekindigt, kann die Kindigung mit gleicher
Frist jeweils zu einem zwei Jahre spateren Zeitpunkt erfolgen. Die Kindigung ist gegentiber dem Vorsitzenden der
Ministerprasidentenkonferenz schriftlich zu erklaren. Die Kindigung eines Landes lasst das Vertragsverhéltnis der
Ubrigen Lander zueinander unberUhrt, jedoch kann jedes der Ubrigen Ldnder den Vertrag binnen einer Frist von drei
Monaten nach Eingang der Kindigungserklarung zum gleichen Zeitpunkt kiindigen.

7-8/2012 Rundfunkbeitragsstaatsvertrag



dstgh.de fiir unterwegs

Mit der DStGB-App auf einen
DStG B Blick die wichtigsten Themen in
Deutscher Stédte- Wort und Bild direkt auf
ﬁﬁﬁ und Gemeindebund Ihrem Mobiltelefon.

MarienstraBe 6 - 12207 Berlin
Telefon 030 77307-0

Telefax 030 77307-200
E-Mail: dstgh@dstgb.de
Internet: www.dstgb.de

Konzeption und Druck:

Verlag WINKLER & STENZEL GmbH - Postfach 1207 - 30928 Burgwedel
Telefon 05139 8999-0 - Telefax 05139 8999-50

E-Mail: info@winkler-stenzel.de - Internet: www.winkler-stenzel.de

© 2012 — ein Produkt der DStGB Dienstleistungs GmbH



	I Konzeptionelle und rechtliche Grundlagen der Beitragsbemessung 
	1. Warum wurde das Rundfunkgebührenrecht novelliert?
	2. Was ist die rechtliche Grundlage des neuen Rundfunkbeitrags?
	3. Welches Konzept liegt dem neuen Finanzierungssystem zugrunde?
	4. Wie hoch ist der neue Rundfunkbeitrag?

	II  Die Kommunen als Beitragsschuldner 
	5. Welche kommunalen Einrichtungen sind eigenständige Beitragsschuldner?
	6. Wer ist Beitragsschuldner für Betriebsstätten, die Kommunen (etwa als Vermieter) anderen Nutzern 
	7. Wer ist Beitragsschuldner für fremde Raumeinheiten, die eine Kommune (etwa als Mieter) nutzt?

	III  Die beitragspflichtigen „Orte potenzieller Mediennutzung“
	8. Was ist eine Betriebsstätte im rundfunkbeitragsrechtlichen Sinne?
	9. Wann werden mehrere Raumeinheiten zu einer Betriebsstätte zusammengefasst?
	10. Wie wird die Anzahl der Beschäftigen in kommunalen Betriebsstätten ermittelt?
	11. Was ist bei Beherbergungsstätten zu beachten?
	12. Inwieweit sind Motorschiffe beitragspflichtig?
	13. Inwieweit sind Kraftfahrzeuge beitragspflichtig?

	IV  Die kommunalrelevanten Privilegierungstatbestände 
	14. Inwieweit sind Kraftfahrzeuge privilegiert?
	15. Welche kommunalen Einrichtungen sind privilegiert?
	16. Inwieweit sind stillgelegte Betriebsstätten und Kfz beitragsfrei?
	17. Welche weiteren kommunalrelevanten Befreiungstatbestände sind zu beachten?

	V  Die Praxis der Beitragserhebung 
	18. Wie wird der Rundfunkbeitrag erhoben?
	19. Welchen zeitlichen Grenzen unterliegt die Beitragspflicht?
	20. Welche Auskünfte müssen die Kommunen erteilen? 

	VI  Ausblick 
	21. Wie ist das neue Finanzierungssystem juristisch zu bewerten?
	22. Wie ist das neue Finanzierungssystem politisch zu bewerten?

	ANHANG Rundfunkbeitragsstaatsvertrag 

